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(Nr. 6580.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Weimar⸗Eiſenach wegen Ausführung 
einer Eiſenbahn von Erfurt nach Sangerhauſen. Vom 17. November 1866. 


Sie Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche ent der 
Großherzog von Sachſen-Weimar, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahn⸗ 
verbindungen Bi den enden d Staatsgebieten zu erweitern, haben zum 
Behufe einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurath Julius Alexander 
Theodor Weishaupt, und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Ludwig Auguſt 
Wilhelm Heiſe; 5 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen— 
Weimar: 
e Regierungsrath Dr. Adolph Volkmar 
einhard, 


welche, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgenden Vertrag abgeſchloſſen 
haben. 5 


Artikel 1. 


Er Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich 1 8 Regierung 

verpflichten ſich wechſelſeitig, eine Eifenbahn von Erfurt nach Sangerhauſen 
zuzulaſſen und zu fördern, und wird die Grobhergogiie Sächſiſche Regierung die 
en für den Bau und den Betrieb der Bahn nebſt dem Rechte der 


en Gebiete belegene Strecke derſelben Aktiengeſellſchaft ertheilen, welche für 
die Königlich Preußiſche Strecke konzeſſionirt werden wird. a 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. März 1867. 


propriation der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke für die in 3 


Artikel 2. 


Die Großherzogliche ul wird in Bezug auf die in Ihrem Gebiete 
belegene Strecke der Eiſenbahn von Erfurt nach Sangerhauſen die Beſtimmungen 
des Königlich Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 
3. November 1838., beziehungsweiſe die dazu ergangenen und noch ergehenden 
Abänderungen und Ergänzungen gleichfalls zur Anwendung bringen, ſowelt in 
gegenwärtigem Vertrage nicht ein Anderes vereinbart iſt. 


Artikel 3. 


Bei Ertheilung der Konzeſſion an die Geſellſchaft wird die Großherzogliche 
Regierung derſelben nach Maaßgabe ihres Königlich Preußiſcher Seits beſtätigten 
Geſellſchafts⸗Statuts auch in den Großherzoglichen Landen die Rechte einer Kor⸗ 
poration zugeſtehen. Die Geſellſchaft hat jedoch ihr Domizil und den Sitz ihrer 
Verwaltung im Preußiſchen zu nehmen, beziehungsweiſe zu behalten und in Bezug 
auf alle Maaßnahmen und Feſtſetzungen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft 
als ſolcher und die Beaufſichtigung und Verwaltung des Unternehmens im All⸗ 
gemeinen betreffen, lediglich von der Königlich Preußiſchen Regierung zu reſſor⸗ 
tiren. Insbeſondere ſollen auch die Beſtätigung von künftigen Umgeſtaltungen 
und Abänderungen der Geſellſchafts⸗Statuten, die Genehmigung von Erweite⸗ 


rungen des Unternehmens und der Anlage neuer Stationen, ſowie die Aufnahme 


von Darlehnen und die Emiſſion neuer Stammaktien oder Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen der Königlich Preußiſchen Regierung allein anheimgeſtellt bleiben. 


Auf Verlangen der Großherzoglichen Regierung ſoll jedoch die Geſellſchaft 
verpflichtet ſein, anderen im Großherzoglichen Gebiete anzuſchließenden Eiſenbahnen 
auf dem Bahnhofe, welcher in dieſem Gebiete anzulegen iſt (Art. 4.), die Ein⸗ 
mündung zu geſtatten. N 


Artikel 4. 


Die Bahn ſoll in thunlichſt direkter Richtung von Erfurt über Stottern⸗ 
heim auf Sömmerda durch das Großherzogliche Gebiet geführt und in letzterem 
ein Bahnhof für Perſonen- und Güterverkehr angelegt werden. 


Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vor⸗ 
behalten. Jedoch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der Wegeübergänge, Brücken, 
Durchläſſe, Flußkorrektionen und Parallelwege im Großherzoglichen Gebiete den 
dortigen kompetenten Behörden zuſtehen. Daſſelbe gilt von der baupolizeilichen 
Prüfung der Bahnhofsgebäude. 8 


Artikel 5. | 
Der Königlich Preußifchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnöcpe 0 
i Die 


die für zwei Geleife erforderlichen Abmeffungen geben und 


e er zur Ausführung ds 
zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. en 


Artikel 6. 


Der Großherzoglichen Regierung verbleibt die Landeshoheit hinſichtlich der 
in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke. Die auf letzterer zu errichtenden Hoheits⸗ 
zeichen ſollen daher die Großherzoglich Sächſiſchen fein. 


Uebertretungen, Vergehen und Verbrechen in Bezug auf die Bahnanlage 
oder deren Betrieb ſollen, ſofern ſie im Großherzoglichen Gebiete ausgeübt ſind, 
von den betreffenden Großherzoglichen Behörden unterſucht und nach den dortigen 
Geſetzen beurtheilt werden. 


Der Großherzoglichen Regierung bleibt vorbehalten, zur Regelung des 
Verkehrs zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung der Ihr 
über die betreffende Bahnſtrecke nach dieſem Vertrage zuſtehenden Aufſichts⸗ und 
Hoheitsrechte einen ſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die Be⸗ 
ziehungen ſeiner Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu ver⸗ 
treten, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der 
kompetenten Behörden geeignet ſind. Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei An⸗ 
gelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von jenem Kommiſſar reſſorti⸗ 


ren, an dieſen zu wenden. 
; Artikel 


Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung wird von den auf der Bahn das 
Großherzoglich Sächſiſche Gebiet paſſirenden Transporten niemals eine Durch⸗ 
gangsabgabe erheben, desgleichen ſoll eintretenden Falles hinſichtlich der auf dieſer 
Strecke kranſitirenden Güter und Perſonen keine den Verkehr irgendwie erſchwe⸗ 
rende Kontrolmaaßregel eintreten. Auch wird die Großherzogliche Regierung von 
der mehrbezeichneten Eiſenbahngeſellſchaft weder Konzeſſionsgeld noch irgend eine 
andere Abgabe fordern, vielmehr dieſer Geſellſchaft volle Freiheit von jeder Ge⸗ 
werbeſteuer und von Kommunalſteuern zugeſtehen. Die be Steuer, welche 
die Großherzogliche Regierung von der Geſellſchaft zu erheben berechtigt ſein ſoll, 

iſt die landesübliche Grundſteuer. 


Artikel 8. 


’ Die Bahnpolizei foll für das geſammte Bahnunternehmen von Erfurt bis 
Sangerhauſen in Gemäßheit des für jedes Staatsgebiet beſonders zu publiziren⸗ 
den Bahnpolizei-Reglements nach übereinſtimmenden Grundſätzen gehandhabt 
werden. Die Großherzogliche Regierung wird zu dieſem Zwecke das von der 
Königlich Preußiſchen eine feſtzuſtellende Bahnpolizei » Reglement, ſoweit 
nicht lokale Verhältniſſe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen möchten, 
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auch für die Bahnſtrecke in Ihrem Gebiete in Kraft ſetzen. Die Anſtellung und 
Beauffichtigung nicht nur der Bahnpolizei⸗Beamten, ſondern auch aller übrigen 
Betriebsbeamten ſoll lediglich der Eiſenbahngeſellſchaft beziehungsweiſe den zuſtän⸗ 
digen Königlich Preußiſchen Behörden gebühren, im Uebrigen ſollen die im Groß⸗ 


herzoglichen Gebiete angeſtellten Geſellſchaftsbeamten den Großherzoglichen Landes- x 


geſetzen unterworfen fein. 


Bei der en der Bahnwärter⸗ und Weichenſtellerpoſten im Groß⸗ 
herzoglichen Gebiete ſoll die Geſellſchaft verpflichtet fein, thunlichſt Großherzogliche 
Unterthanen zu berückſichtigen. Die Königlich Preußiſchen Staatsangehörigen, 
welche bei dem Betriebe im Großherzoglichen Gebiete angeſtellt werden möchten, 
ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes nicht aus. 


Endlich ſollen die von der Königlich Preußiſchen Regierung geprüften 
Betriebsmittel ohne weitere Reviſion auch in dem Gebiete der Großherzoglichen 
Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel 9. 


Die Beſtimmung der Fahrten, Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht aus⸗ 
ſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zu. Es ſoll jedoch ſowohl im 
Perſonen⸗ als im Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen weder hin⸗ 
ſichtlich der Beförderungspreiſe noch der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied ge⸗ 
macht werden. a 


Artikel 10. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung von der Geſellſchaft, ſei es auf 
Grund der Beſtimmungen des F. 42. des Königlich Preußiſchen Geſetzes über 
die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. oder im Wege des Ver⸗ 
trages oder aus ee 0 die den Gegenſtand gegenwärtigen Vertrages 
ausmachende Eiſenbahn an Sich 1 und auf dieſe Weiſe auch in Bezug 
auf die im Großherzoglichen Gebiete belegene Strecke in alle Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten der Geſellſchaft eintreten, ſo I dadurch die Stellung der Groß⸗ 
1 oglichen Regierung zu dem Unternehmen keine ungünſtigere werden, als wenn 

0 be im Beſitze der Geſellſchaft verblieben wäre. 


Artikel 11. 


Die Großherzogliche Regierung geſtattet ſowohl im eigenen Namen, als 
auch in Vertretung bahnen Anſprüche des mit dem Poſtweſen auf Großher? 
zoglichem Gebiete belehnten Fürſtlichen un Thurn und Taxis, der Königlich 
eee Poſtverwaltung die auf der Eiſenbahn von Erfurt nach ane 255 
ſich bewegenden Züge in we Weiſe und in beliebigem Umfange zur 5 
förderung von Poſtſendungen aller Art im Tranſit durch das Großhetzogehe 255 

„ 


5 
es 


— 


Gebiet benutzen gi laſſen, ohne daß dieſe Verwaltung für dergleichen Transporte | 
irgend welche Abgabe zu entrichten hätte. 5 f 
| Die Großherzogliche Regierung wird der zu konzeſſionirenden Eiſenbahn⸗ 


geſellſchaft die Verpflichtung auferlegen, der Königlich Preußiſchen Poſtverwaltung 


bezüglich des auf e Gee ebiete belegenen Theiles der Eiſenbahn daſſelbe 
zu leiſten, was die Geſellſchaft der Königlich Preußſchen Poſtverwaltung gegen⸗ 
über auf Preußiſchem Gebiete zu leiſten haben wird. „ 

Dagegen gewährt die Königlich Preußiſche Poſtverwaltung der Großher⸗ 
zoglichen Regierung, ange der 1 Poſtverwaltung bie Rachen 
der auf der in Rede ſtehenden Eiſenbahn kurſirenden Poſttransporte innerhal 
des Großherzoglichen Gebietes zu Sendungen nach und von Poſtanſtalten 
der Bahn. Dieſe Benutzung der Preußiſchen Poſttransporte ſoll für die a 
nete Strecke unentgeltlich und nur gegen Erſtattung etwaiger baarer Auslagen 
an Eiſenbahn⸗Frachtgebühren geſchehen. 


Artikel 12. 


Die Großherzogliche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung die Herſtellung und Benutzung von Telegraphenlinien, welche dieſelbe längs 
der Eiſenbahn oberirdiſch oder unterirdiſch durch das Großherzogliche Gebiet zu 
führen veranlaßt ſein möchte, ſichert den an ch Preußiſchen Telegraphenanlagen 
auch den in den Landesgeſetzen begründeten Schutz zu und wird der Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bezüglich der auf dem Großherzoglichen Gebiete belegenen Bahnſtrecke 
dieſelben Verpflichtungen gegen die Königlich Preußiſche Telegraphenverwaltung 
auferlegen, welche die Geſellſchaft bezüglich der in Preußen belegenen Bahnſtrecken 
zu erfüllen haben wird. 

Der Großherzoglichen Regierung wird das Recht vorbehalten, einen inner⸗ 
halb des Großherzoglichen Gebietes herzuſtellenden 1 ganz oder ſtrecken⸗ 
Ra in der vorſtehend angegebenen Weiſe an die in Rede ftehende Eiſenbahn 
zu legen. g 

Auch PN die Geſellſchaft verpflichtet werden, die Großherzoglichen Staats» 
depeſchen nach der im Großherzoglichen Gebiete anzulegenden Station unentgeltlich 
zu befördern, ſofern und fo lange die e des Bahntelegraphen auf der 
ganzen Linie zur Beförderung auch nicht eiſenbahndienſtlicher Depeſchen von der 
Königlich Preußiſchen Regierung geſtattet wird. 


Artikel 13. 


Rückſichtlich der Benutzung der Eiſenbahn von Erfurt nach Sangerhausen 
a Zwecken der Militairverwaltkung iſt man über folgende Punkte überein⸗ 
gekommen: 


1) Für alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
für Rechnung der Königlich Preußiſchen oder der See 
f 5 


r. 6580.) N 


Militairverwaltung auf der vorgenannten Eiſenbahn bewirkt werden 
wird den beiderſeitigen Militairverwaltungen völlige Gleichſtellung zus 
geſichert, dergeſtalt, daß die Zahlung dafür an die Eiſenbahnverwaltung 
nach ganz gleichen Grundſätzen erfolgen ſoll. = 

2) Wenn in Folge außerordentlicher Umſtände auf Anordnung einer der 


kontrahirenden Hohen Regierungen größere Truppenbewegungen auf der 
mehrgedachten Eiſenbahn tal fenden ſollen, fo liegt der Eiſenbahnverwal⸗ 
tung die Pflicht ob, für dieſe und für Sendungen von Waffen, Kriegs⸗ 
und Verpflegungsbedürfniſſen, ſowie von Militaireffekten jeglicher Art, 
inſoweit ſolche Sendungen zur Beförderung auf Eiſenbahnen überhaupt 
geeignet find, nöthigenfals auch außergewöhnliche Fahrten zu veranſtal⸗ 
ten und für dergleichen Transporte ihre Transportmittel zu verwenden 
und in Stand zu ſetzen, nicht minder die mit Militairperſonen beſetzten 
und die mit Militaireffekten beladenen, von einer anſtoßenden Eiſenbahn 
kommenden Transportfahrzeuge auf die eigene Bahn zu übernehmen und 
mit ihren Lokomotiven weiter zu führen. 

Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem Dienſt⸗ 
perſonale der betreffenden Eiſenbahnverwaltung überlaſſen, deſſen Anordnungen 
während der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. Hinſichtlich des an die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung zu entrichtenden Faͤhrgeldes tritt, wie unter J., eine völlige Gleich- 
ſtellung der gegenſeitigen Militairverwaltungen ein. 

Als Fahrpreis für den Transport von Truppen, Militaireffekten und ſon⸗ 
ftigen Armeebedürfniſſen ſollen keine höheren, als die jeweilig auf den Preußiſchen 
Staatsbahnen geltenden Sätze zur Erhebung gelangen. 


Artikel 14. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und 
die Auswechſelung' der darüber ausgefertigten Urkunden ſobald als möglich, ſpä⸗ 
teſtens aber binnen vier Wochen, in Berlin bewirkt werden. 
Deſſen zu Urkund iſt dieſer Vertrag von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und beſiegelt worden. 
So geſchehen zu Berlin, den 17. November 1866. 


(L. S.) Julius Alexander Theodor Weishaupt. 
(L. 8) Ludwig Auguſt Wilhelm Heiſe. 
(L. S.) Dr. Adolph Volkmar Reinhard. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 5 


— — — — — 


(Nr. 6581.) 


Cs. 6581.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. November 1866,, betreffend die Regelung der u & su 


Militair-Rechtspflege ꝛe. in den neuerworbenen Landestheilen. 


., . 


I beſtimme zur Bejeiigung vorgekommener Zweifel: das Ab e 7? 


für das Preußiſche Heer vom April 1845., das Geſetz, die Abänderungen zz 
mehrerer Beſtimmungen in den Militair⸗Strafgeſetzen betreffend, vom 15. April 
nebſt der zu dem letzteren erlaſſenen Ausführungsverordnung vom 18. Mai 1852., 
die beiden Verordnungen über die Ehrengerichte im Preußiſchen Heere und über 
die Beſtrafung der Offiziere wegen Zweikampfs vom 20. Juli 1843., die Ver⸗ 
ordnung über die Dieynlinarbefrafin in der Armee vom 21. Oktober 1841., 
ſowie die durch Order vom 10. April 1849. gegebenen Beſtimmungen über die 
Disziplinarbeſtrafung in der Kriegsmarine und die zur Erläuterung und 
Ergänzung dieſer Geſetze, Verordnungen und Beſtimmungen ſpäter ergangenen 
Verordnungen und Beſtimmungen haben in den, in Folge des nunmehr beende⸗ 
ten Krieges mit Meinen Staaten verbundenen, vormals fremdherrlichen Landes⸗ 
theilen und Gebieten — unter Aufhebung der bisher für Militairperſonen in 
dieſen Landestheilen und Gebieten in Kraft geweſenen Straf- und Disziplinar⸗ 
geſetze, Verordnungen und Beſtimmungen — ausſchließlich geſetzliche Kraft und 
Geltung. Zugleich verordne Ich, daß diejenigen Perſonen in den gedachten 
Landestheilen und Gebieten, welche in irgend einer Art im Militairverbande 
ſtehen, ohne zum aktiven Dienſt herangezogen zu 1 „als zu den Perſonen des 
Beurlaubtenſtandes gehörig betrachtet und behandelt werden ſollen. 

Ich beauftrage das Kriegs- und Marineminiſterium, dieſe Meine Willens⸗ 
meinung der Armee und der Kriegsmarine bekannt zu machen und in den be⸗ 
en Landestheilen zu Jedermanns Kenntniß und Nachachtung proklamiren 
zu laſſen. 


Berlin, den 27. November 1866. 
Wilhelm. 


v. Roon. 


An das Kriegs- und Marineminiſterium. 


Ar. 6581-6582.) (Nr. 6582.) 


0 


en in das neue P 
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Sie haben dieſe Meine Order in gewöhnlicher Weiſe zur 6 
e 5 
Berlin, den 4. März 1867. > 


Wilhelm 
v. Roon. Gr. zur Lippe. 


den Kiiegsminiſter und den Juftigminifter. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


8 Berlin „ gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
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